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Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Ausgang eines 

Normenkontrollverfahrens
Das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz in Koblenz hat mit Urteil 
vom 23.09.2026 im Verfahren Az. 8 C 11794/25.OVG auf einen Nor-
menkontrollantrag wegen der Satzung über die Gestaltung und zum 
Schutz des Ortsbildes der Ortsgemeinde Zeiskam vom 15. Juli 2025, 
bekannt gemacht im Amtsblatt am 7. August 2025, für Recht erkannt:
„Die am 7. August 2025 bekannt gemachte Satzung der Antragsgegne-
rin über die Gestaltung und zum Schutze des Ortsbildes vom 15. Juli 
2025 wird für unwirksam erklärt.
Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.
Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Antrags-
gegnerin wird nachgelassen die Vollstreckung durch Sicherheitsleis-
tung in Höhe der zu vollstreckenden Kosten abzuwenden, wenn nicht 
der Antragsteller zuvor Sicherheit in gleicher Höhe leistet.
Die Revision wird nicht zugelassen.“

Bellheim, 02.11.2026
Gerald Job, Bürgermeister
Hinweis: Aufgrund des Urteils tritt bis auf Weiteres die Satzung der 
Gemeinde Zeiskam über die Gestaltung und zum Schutz des Ortsbil-
des in der am 17.01.2017 beschlossenen Fassung, bekannt gemacht 
im Amtsblatt am 02.02.2017, wieder in Kraft. Eine erneute Überarbei-
tung der Satzung ist vorgesehen.

Verkehrsanordnung 
Absolutes Halteverbot 

Holunderweg 13 in Bellheim
Zur Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs ergeht folgende 
Verkehrsanordnung:
Für den Holunderweg in Bellheim, wird vor dem Anwesen Nr. 13 für 
den gesamten Wendebereich auf der südlichen Straßenseite, das 
Zeichen 283 „Absolutes Halteverbot“ mit dem Zusatzzeichen „im 
gesamten Wendebereich“ angeordnet.
Die verkehrsbehördliche Anordnung wird gemäß §§ 44 und 45 der 
StVO bekannt gemacht.
Sie tritt mit der Durchführung der Beschilderung in Kraft.

 

 
 
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Sat-
zung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Hinweis nach § 44 Abs. 5 BauGB
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 
bis 43 BauGB und die Vorschriften des § 44 Abs. 4 BauGB über das 
Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Gel-
tendmachung wird hingewiesen.
Hinweis nach § 24 Abs. 6 Satz 4 Gemeindeordnung (GemO)
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntma-
chung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, 
wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Geneh-
migung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den 
Beschluss beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfah-
rens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung 
unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begrün-
den soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so 
kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese 
Verletzung geltend machen.
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